
Stellungnahme der Deutschen Vereinigung für Soziale Arbeit im Gesundheitswesen e.V. (DVSG) 
Entwurf eines Krankenhausgesetzes für das Land Schleswig- Holstein – Landeskranken-
hausgesetz (LKHG) 

Sehr geehrter Herr Wagner, 
sehr geehrte Damen und Herren, 

vielen Dank, dass Sie mir die Gelegenheit zur Stellungnahme offeriert haben. Der Gesetzentwurf der 
Landesregierung – Drucksache 19/2042 - formuliert als Ziel, eine bedarfsgerechte und wirtschaftliche 
Krankenhausversorgung der Bevölkerung des Landes unter Berücksichtigung der Patient*innen-
rechte, Qualitätsmanagement und Patient*innendatenschutz zu schaffen und zu gewährleisten. Auch 
die qualifizierte Patient*innenversorgung wird ausdrücklich gewünscht.  

Die Deutsche Vereinigung für Soziale Arbeit im Gesundheitswesen (DVSG) unterstützt diese Zielset-
zungen. Allerdings müssen in allen Bereichen der Krankenhausversorgung auch die Voraussetzungen 
geschaffen werden, um eine qualitätsgesicherte, effektive und effiziente Leistungserbringung sicher-
stellen zu können. Die Systeme der sozialen Sicherheit in Deutschland sind insgesamt mit unter-
schiedlichen Herausforderungen konfrontiert. Eine zunehmend alternde Gesellschaft sowie ein ver-
ändertes Krankheitsspektrum und -panorama hin zu mehr chronischen Erkrankungen wird zu neuen 
Herangehensweisen führen müssen, insbesondere im Gesundheitswesen. Schon heute - und künftig 
noch verstärkt - steht häufig nicht die Heilung von Krankheiten im Mittelpunkt, sondern vielmehr die 
Bewältigung von Krankheitsfolgen, wie beispielsweise reduzierte Teilhabechancen Behinderung und 
Pflegebedürftigkeit. Gleichzeitig müssen die finanziellen Ressourcen für Soziales und Gesundheit bei 
steigender Krankheitslast zweckmäßig und bedarfsgerecht genutzt und gesteuert werden. 

Benötigt werden umfassende übergreifende und multidisziplinäre Ansätze, um auf diese Anforderun-
gen adäquat reagieren zu können. Der Behandlungsprozess muss über Sektorengrenzen hinweg nicht 
nur auf gesundheitliche Probleme fokussieren, sondern die gesamte Lebenswelt von Patient*innen 
inklusive ihrer psychosozialen Ressourcen umfassen.  
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Allgemein anerkannt ist, dass akute Erkrankungen, Unfälle, chronische Krankheiten und ihre Folgeer-
scheinungen wie Pflegebedürftigkeit und Behinderung nicht ausschließlich unter bio-medizinischen 
Aspekten betrachtet werden dürfen, sondern dass das Gesundheitswesen die komplexen Zusam-
menhänge von Krankheit, Pflegebedürftigkeit und Behinderung in ihren persönlichen und sozialen 
Zusammenhängen in den Mittelpunkt stellen muss. Dies erfordert eine sinnvolle Verknüpfung der 
einzelnen Leistungen und Angebote innerhalb des Gesundheitswesens (Prävention und Gesundheits-
förderung, Kuration, Rehabilitation und Teilhabe, Pflege, Palliation), aber auch eine Verknüpfung 
zwischen den unterschiedlichen Bereichen der sozialen Sicherungssysteme. 

Auf der Ebene der Krankenhäuser braucht es für die Patient*innen ein verlässliches, professionelles 
und qualitätsorientiertes Versorgungsmanagement, das die Anforderungen der bedarfsgerechten Pa-
tient*innensteuerung erfüllt. In §29 des Entwurfes LKHG wird die Notwendigkeit benannt. Diese 
Funktion wird trotz der häufig unzureichenden Personalausstattung erfolgreich von den Sozialdiens-
ten der Krankenhäuser übernommen. Wir sehen in Zukunft durch die Betonung von Kooperation und 
Netzwerkbildung im Gesetz einen Zuwachs an Bedeutung für diese Aufgaben. Folgerichtig ist die 
Qualität der Beratung, Kooperation und Koordination zur Ressourcenerschließung und zur Nachsor-
georganisation sicherzustellen; dazu ist auch eine Sicherstelldung der Qualifikationsanforderungen 
der Berater*innen erforderlich. 
 
Vor diesem Hintergrund möchten wir zwei Punkte besonders betonen: 
 
§ 31 Sozialdienst im Krankenhaus, Krankenhausseesorge und ehrenamtliche Hilfe 
 
Zu Absatz 1:  
Grundsätzlich begrüßt die DVSG als Fachverband ausdrücklich die Benennung der sozialen und spiri-
tuellen Betreuung und Beratung von Patient*innen und Angehörigen. 

In Absatz 1 werden allerdings die notwendigen Stellenanteile (z. B. durch Anhaltszahlen der DVSG) 
und die Mindestqualifikationen [gemäß des Qualifikationsrahmens Soziale Arbeit des Fachbereichsta-
ges Soziale Arbeit (1), des Qualifikationskonzepts Gesundheitsbezogene Soziale Arbeit der DVSG (2), 
des Kerncurriculums der Deutschen Gesellschaft für Soziale Arbeit (3)] für diese komplexe professio-
nelle Beratungstätigkeit nicht benannt. Es besteht das Risiko, durch fehlerhaftes Entlassungsmanage-
ment und unqualifizierte Beratungsangebote die notwendige Nachsorge von Patient*innen zu ver-
fehlen, Versorgungsbrüche, Drehtüreffekte und weitere möglicherweise auch kostenintensive nega-
tive Folgen zu provozieren. Der Hinweis in der Begründung auf S. 52 im Entwurf auf die Einbindung 
von Case Management als Alternative zur Sozialen Arbeit verkürzt aus fachlicher Sicht die vielfältigen 
Aufgaben im Entlassungs- und Versorgungsmanagement. Bei unspezifischer Benennung könnte ver-
kürzt beispielsweise ein auf pflegerische Versorgung reduziertes Case Management darunter gefasst 
sein; dies kann keinesfalls die etablierten und dokumentieren Beratungs- und Koordinationsleistun-
gen der Sozialdienste ersetzen. Da es sich bei Case Management um eine einjährige Weiterbildung 
handelt, kann also die Struktur und Dienstleistung des Case Managements eine Ergänzung der Sozia-
len Arbeit darstellen, nicht aber eine Alternative. Die ganzheitliche Sicht ist in jedem Fall fachlich in 
qualifizierten Sozialdiensten, die mit Sozialarbeiter*innen besetzt sind, gegeben. Jedes Krankenhaus 
kann aus der Sicht der DVSG auch interne Lösungen entwickeln, zumal der Stellenanteil sich im klei-
neren einstelligen Bereich der Gesamtbeschäftigen bewegt. So sind auch Teilzeitstellen usw. unprob-
lematisch zu entwickeln. Die „Heterogenität der hiesigen Krankenhauslandschaft“ (S.52) darf nicht zu 
einer unterschiedlichen Qualität in der psychosozialen Versorgung führen und würde bei externen 
Lösungen ländliche Regionen benachteiligen. Das wird der verantwortlichen Nachsorge unter Einbe-
ziehung von Patient*innenrechten und Teilhabezielen nicht gerecht. Es bedarf hier einer qualifizier-
ten Beratung Sozialer Arbeit zur sozialen Sicherung, sozialen Unterstützung und persönlichen Förde-
rung von Patient*innen und Einbeziehung ihrer Angehörigen.  
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Wir empfehlen dringend folgende Ergänzung: 
Der Sozialdienst ist zur umfassenden und qualifizierten Erfüllung seiner Aufgaben mit Fachkräften 
der reglementierten Sozialen Arbeit auszustatten. Fachkräfte des Sozialdienstes sind staatlich an-
erkannte Sozialarbeiter/innen oder Sozialpädagogen/innen oder Absolventen/innen eines Studi-
ums der Sozialen Arbeit  (Diplom, Bachelor, Master) mit staatlicher Anerkennung. Ergänzend kön-
nen qualifizierte pflegerische Fachkräfte mit anerkannter Case Management Weiterbildung zur Or-
ganisation pflegerischer Nachsorge eingebunden werden. 
 
Zu Absatz 2: 
In einem multiprofessionellen und datenschutzkonformen Setting ist eine krankenhausinterne In-
tegration des Sozialdienstes unverzichtbar. Es geht auch um ein neutrales und nicht von externen An-
bietern interessengeleitetes Entlassungsmanagement. Patient*innen befinden sich häufig krankheits-
bedingt in einer besonders fragilen Lebenssituation, die dann Navigationshilfen und Unterstützung in 
einer komplexen Versorgungsstruktur erforderlich machen. Dazu ist eine enge interne Kooperation 
mit den ärztlichen, pflegerischen Professionen und weiteren Gesundheitsfachberufen Voraussetzung 
zur vertrauensvollen Zusammenarbeit mit Patient*innen und Angehörigen. Gleichzeitig arbeiten So-
zialdienste mit Kostenträgern, Leistungsanbietern, Institutionen und Organisationen des Sozial- und 
Gesundheitswesens zusammen. Wir empfehlen daher eine Änderung des Gesetzestextes. 
 
Der Sozialdienst im Krankenhaus wird krankenhausintern organisiert. Er ist ein rechtlich unselb-
ständiger, gegebenenfalls zentralisierter Teil des Krankenhauses. 
 
 
Kontaktieren Sie uns gerne – auch zum persönlichen Austausch. 
Für Fragen und ausführlichen Darstellung unserer Positionierung stehen wir gerne zur Verfügung. 
 
Mit freundlichem Gruß 
 

  
Prof. Dr. Stephan Dettmers    
1. Vorsitzender      
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